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Abschnitt XV 

Schulordnung 

Art. 66 

(1) IDas zuständige Staatsministerium regelt 
durch Rechtsverordnung den Schul be trieb und die 
inneren Schulverhältnisse an öffentlichen Schulen 
in Schulordnungen; vor Erlaß einer Schulordnung 
für die in Art. 6 bis 11, 13, 15 und 16 genannten 
Schularten ist der Landesschulbeirat zu hören. 2Für 
kommunale Schulen kann es auch Schulordnungen 
genehmigen. 3Inhalt und Umfang der Schulordnun­
gen bestimmen sich nach dem in der Verfassung 
und in den Schulgesetzen festgelegten Bildungs­
und Erziehungsauftrag der Schule; der notwendige 
Freiraum für die Erfüllung auch der erzieherischen 
Aufgabe der Schule und des einzelnen Lehrers ist 
zu sichern. 

(2) Die Schulordnungen sollen insbesondere re­
geln: 

1. �d�~�n� Aufbau der einzelnen Schul arten, Ausbil­
dungs-und Fachrichtungen, soweit dies über die 
Regelungen in den Schulgesetzen hinaus erfor­
derlich ist;' zusätzliche Ausbildungs-und Fach­
richtungen können aus besonderen pädagogi­
schen, fachlichen oder beruflichen Gründen vor­
gesehen werden, 

2. die Pflicht zur Teilnahme am Unterricht und an 
den sonstigen schulischen Veranstaltungen ein­
schließlich Befreiung, Beurlaubung, Schulver­
säumnisse und der Vorlage ärztlicher und schul­
ärztlieher Zeugnisse, 

3. die Unterrichtszeit; der Schulleiter kann im Ein­
vernehmen mit dem Elternbeirat aus besonde­
ren Gründen für einzelne Klassen bis zu einem 
Tag im Schuljahr für unterrichtsfrei erklären, 
für alle Schüler einer Schule nur unter Anrech­
nung auf die Ferien oder unter Verlegung auf 
einen unterrichtsfreien Tag in der gleichen Un-

. terrichtswoche, 

4. den Unterricht und das Vorrücken in der Schule 
einschließlich der Wiederholung und des Über­
springens einzelner Jahrgangsstufen oder Aus­
bildungsabschnitte, des Vorrückens auf Probe 
und der Nachprüfung; dabei sind das Verfahren 
und die für die Entscheidung maßgeblichen Fä­
cher und Schülerleistungen sowie die hierfür 
geltenden Bewertungsgrundsätze zu regeln, 

5. den Unterricht für Schüler mit nichtdeutscher 
Muttersprache, soweit dies über die Regelungen 
für deutsche Schüler hinaus erforderlich ist, 

6. die während des Schulbesuchs und, soweit keine 
besonderen Prüfungen stattfinden, bei dessen 
Abschluß zu erteilenden Zeugnisse einschließ­
lich der zu bewertenden Fächer, der Bewer­
tungsgrundsätze und der mit einem erfolgrei­
chen Abschluß verbundenen Berechtigungen, 

7. Rechte und Pflichten der Schüler; für einzelne 
Schularten und Schulveranstaltungen, bei de­
nen ein erhöhtes Haftungsrisiko besteht, kann 
der Abschluß einer Schülerhaftpflichtversiche­
rung verlangt werden, 

8. Recl}.te und Pflichten der Erziehungsberechtig­
ten und der fü r die Berufsausbildung der Schü­
ler 1\1itverantwortlichen gegenüber der Schule, 

9. die Zulässigkeit von Erhebungen und Sammlun­
gen sowie die Verteilung von Druckschriften in 
Schulen, 

10. die finanzielle Abwicklung von Veranstaltungen 
im Rahmen der Schülermitverantwortung sowie 
von sonstigen schulischen Veranstaltungen, 

11. die Abschlußprüfungen, insbesondere 
a) Zweck der Prüfung, Prüfungsgegenstände 

und Prüfungsanforderungen, 
b) das Prüfungsverfahren einschließlich der Zu­

sammensetzung des Prüfungsausschusses, 
der Zulassungsvoraussetzungen, der Bewer­
tungsgrundsätze und der Voraussetzungen 
des Bestehens der Prüfung, 

c) die Erteilung von Prüfungs zeug nissen und 
die mit einer erfolgreichen Prüfung verbun­
denen Berechtigungen sowie die Folgen des 
Nichtbestehens der Prüfung, 

d) die Teilnahme von Bewerbern, die an der von 
ihnen besuchten Schule die gewünschte Be­
rechtigung nicht erlangen können; in Prü­
fungsvorschriften sind die Besonderheiten im 
Sinn des Art. 67 zu berücksichtigen; es ist si­
cherzustellen, daß bei den Prüfungen die 
Schüler genehmigter Ersatzschulen gegen­
über den Schülern der entsprechenden öf­
fentlichen Schulen nicht benachteiligt wer­
den, 

e) die Teilnahme von Bewerbern, die keiner 
Schule angehören; 

die Abschlußprüfungen können auch in geson­
derten Prüfungsordnungen geregelt werden, 

12. die Voraussetzungen für den Erwerb eines qua­
lifizierenden Hauptschulabschlusses. 

Dri tter Teil 

Private Unterrichtseinrichtungen 

Abschnitt I 

Private Schulen 
(Schulen in freier Trägerschaft) 

a)Aufgabe 
Art. 67 

1 Private Schulen dienen der Aufgabe, das öffent­
liche Schulwesen zu vervollständigen und zu berei­
chern. 2Sie sind im Rahmen der Gesetze frei in der 
Entscheidung über eine besondere pädagogische, 
religiöse oder weltanschauliche Prägung, über 
Lehr- und Erziehungsmethoden, über Lehrstoff 
und Formen der Unterrichts organisation. 

h) Ersatzschulen 

Art. 68 
Begriffsbestimmung 

Ersatzschulen sind private Schulen, die in ihren 
Bildungs- und Erziehungszielen öffentlichen im 
Freistaat Bayern vorhandenen oder vorgesehenen 
Schulen entsprechen. 
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Art. 69 Art. 72 

Genehmigung 

(1) Ersatzschulen dürfen nur mit staatlicher Ge­
nehmigung errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. derjenige, der eine Ersatzschule errichten, be­
treiben oder leiten will, die Gewähr dafür bietet, 
daß er nicht gegen die verfassungsmäßige Ord­
nung verstößt, 

2. die Ersatzschule in ihren Lehrzielen und Ein­
richtungen sowie in der wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Ausbildung ihrer Lehrer hinter 
den öffentlichen Schulen nicht zurücksteht 
(Art. 70,71,72), 

3. eine Sonderung der Schüler nach den Besitzver­
hältnissen der Eltern nicht gefördert wird 
(Art. 74), 

4. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 
Lehrer genügend gesichert ist (Art. 75). 

(3) Eine Volksschule ist als Ersatzschule nur zu­
zulassen, wenn die zuständige Regierung als Schul­
aufsichtsbehörde ein besonderes pädagogisches In­
teresse anerkennt oder, auf Antrag von Erzie­
hungsberechtigten, wenn · sie als Gemeinschafts­
schule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungs­
schule errichtet werden soll und eine öffentliche 
Volksschule dieser Art in der betreffenden Gemein­
de nicht besteht. 

(4) lAuf genehmigte Ersatzschulen finden Art. 29, 
31 Abs. 2 und 3, Art. 35 Abs. 4 und Art. 57 Anwen­
dung; Art. 67 bleibt unberührt. 2Genehmigte Ersatz­
schulen können die Noten (Art. 31 Abs. 2) durch eine 
allgemeine Bewertung (z. B. Wortgutachten) erset­
zen. 

(5) Ersatzschulen, die eine nicht nur vorläufige 
Genehmigung haben (Art. 76 Abs. 1), dürfen die zu­
sätzliche Bezeichnung "staatlich genehmigt" füh­
ren. 

Art. 70 

Mindestlehrpläne, Mindeststundentafeln, 
Prüfungsordnunge n 

(1) IDas zuständige Staatsministerium kann Min­
destlehrpläne und Mindeststundentafeln erlassen 
oder genehmigen, den Abschluß der Ausbildung von 
Prüfungen abhängig machen, Prüfungs ordnungen 
erlassen oder genehmigen und Schulordnungen ge­
nehmigen. 2Das zuständige Staatsministerium 
kann in Einzelfällen Ausnahmen genehmigen. 

(2) Für private Volksschulen müssen Mindest­
lehrpläne aufgestellt werden. 

Art. 71 

Einrichtungen 

Die dem Unterricht dienenden Räume, Anlagen 
und sonstigen Einrichtungen müssen hinsichtlich 
Größe, baulicher ,Beschaffenheit und Ausstattung 
die Durchführung eines einwandfreien Schulbe­
triebs gewährleisten. 

Ausbildung der Lehrer 

(1) Die Anforderungen an die Ausbildung der 
Lehrer sind erfüllt, wenn eine fachliche und päd­
agogische Ausbildung sowie Prüfungen nachgewie­
sen werden, die der Ausbildung und den Prüfungen 
der Lehrer an den entsprechenden öffentlichen 
Schulen gleichartig sind oder ihnen im Wert gleich­
kommen. 

(2) Das zuständige Staatsministerium verzichtet 
auf diesen Nachweis, wenn die Eignung des Lehrers 
durch gleichwertige freie Leistungen nachgewiesen 
wird. 

(3) IDer Nachweis der pädagogischen Eignung 
kann im Rahmen der Tätigkeit an der Privatschule 
innerhalb einer von der Schulaufsichtsbehörde zu 
bestimmenden Frist erbracht werden. 2Eine Geneh­
migung ist zunächst unter Vorbehalt des Widerrufs 
für eine Probezeit zu erteilen, die bis zu drei Jahren 
dauern darf; nach Ablauf dieser Probezeit ist die 
Genehmigung entweder endgültig zu versagen oder 
zu erteilen. 

(4) Wird die Verwendung eines Lehrers von der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde nicht geneh­
migt, so können die betroffenen Schulen eine 
mündliche Erörterung zwischen Vertretern der 
Schule und der Schulaufsichtsbehörde verlangen. 

Art. 73 

Untersagung der Tätigkeit 

Die Schulaufsichtsbehörde kann Schulleitern, 
Lehrern und Erziehern die Ausübung ihrer Tätig­
keit untersagen, wenn sie ein Verhalten zeigen, das 
bei vertragsmäßig beschäftigten Schulleitern, Leh­
rern und Erziehern an öffentlichen Schulen die Be­
endigung des Beschäftigungsverhältnisses recht­
fertigen würde. 

Art. 74 

Keine Sonderung der Schüler 

I Um eine Sonderung der Schüler nach den Be­
sitzverhältnissen der Eltern zu vermeiden, sind, so­
weit notwendig, von den Trägern der Privatschulen 
Erleichterungen bezüglich des Schul- oder Heim­
geldes oder Beihilfen in einem Umfang zu gewäh­
ren, der es auch einer für die Größe der Schule oder 
des Heims angemessenen Zahl finanziell bedü rfti­
ger Schüler ermöglicht, die Schule zu besuchen. 
2Erziehung, Unterricht und Heimleben sind so zu 
gestalten, daß keine Unterscheidungen nach Her­
kunft, Stand, Einkommen und Vermögen der Eltern 
gemacht werden. 

Art. 75 

Wirtschaftliche und rechtliche Stellung 
der Lehrer 

Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 
Lehrer an einer Ersatzschule, die nicht einer kirch­
lichen Genossenschaft angehören, ist dann genü­
gend gesichert, wenn 

1. über das Anstellungsverhältnis ein schriftlicher 
Vertrag abgeschlossen ist, in dem klare Kündi­
gungsbedingungen, der Anspruch auf Urlaub und 
die regelmäßige Pflichtstundenzahl festgelegt 
sind, 
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2. die Gehälter und Vergütungen bei entsprechen­
den Anforderungen hinter den Gehältern der 
Lehrer an vergleichbaren öffentlichen Schulen 
nicht wesentlich zurückbleiben und in regelmäßi­
gen Zeitabschnitten gezahlt werden, 

3. für die Lehrer eine Anwartschaft auf Versorgung 
erworben wird, die wenigstens den Bestimmun­
gen der Angestelltenversicherung entspricht. 

Art. 76 

Bedingungen und Erlöschen 
der Genehmigung 

(1) lErsatzschulen, bei denen die Voraussetzun­
gen für die Erteilung der Genehmigung noch nicht 
voll erfüllt sind, kann die Genehmigung nach Anhö­
rung des Trägers unter der Bedingung erteilt wer­
den, daß die noch fehlenden Voraussetzungen in­
nerhalb einer von der Schulaufsichtsbehörde fest­
zusetzenden Frist erfüllt werden. 2Die Erteilung 
dieser Genehmigung ist nur zulässig, wenn das 
leibliche oder sittliche Wohl der Schüler nicht be­
einträchtigt oder gefährdet wird und Erziehung und 
Ausbildung hinreichend gewährleistet sind. 

(2) 1 Die Genehmigung für eine Schule erlischt, 
wenn die Schule nicht binnen eines Jahres seit Zu­
stellung oder Eröffnung des Genehmigungsbe­
scheids in Betrieb genommen wird oder wenn der 
Schulbetrieb ein Jahr geruht hat. 2Dies gilt nicht, 
wenn sich aus dem Genehmigungsbescheid etwas 
anderes ergibt oder wenn die Frist verlängert wor-
den ist. . 

Art. 77 

Änderungen 
der Genehmigungsvoraussetzungen, 

Auflösung einer Schule 

(1) lWesentliche Änderungen in den Vorausset­
zungen für die Genehmigung bedürfen der Geneh­
migung. 2Bei der Einstellung von Lehrern, die für 
die jeweilige Schulart voll ausgebildet sind (Art. 72 
Abs. 1), genügt die Anzeige. 

(2) Die Auflösung einer Schule ist nur zum Ende 
eines Schuljahres zulässig; sie ist spätestens drei 
Monate vorher der Schulaufsichtsbehörde anzuzei­
gen. 

Art. 78 

Staatlich anerkannte Ersatzschulen 

(1) Einer Ersatzschule, die die Gewähr dafür bie­
tet, daß sie dauernd die an gleichartige oder ver­
wandte öffentliche Schulen gestellten Anforderun­
gen erfüllt, wird vom zuständigen Staatsministe­
rium auf Antrag die Eigenschaft einer staatlich an­
erkannten Ersatzschule verliehen. 

(2) IStaatlich anerkannte Ersatzschulen sind im 
Rahmen des Art. 67 verpflichtet, bei der Aufnahme, 
beim Vorrücken und beim Schulwechsel von Schü­
lern sowie bei der Abhaltung von Prüfungen die für 
öffentliche Schulen geltenden Regelungen anzu­
wenden. 2Mit der Anerkennung erhält die Schule 
das Recht, Zeugnisse zu erteilen, die die gleiche Be­
rechtigung verleihen wie die der öffentlichen Schu­
len. 

(3) IStaatlich anerkannte Ersatzschulen können 
den an ihnen hauptberuflich tätigen Lehrern nach 

Maßgabe des Arbeitsvertrags auf die Dimer der 
Verwendung das Recht einräumen, Berufsbezeich­
nungen zu führen, die das Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit den 
beteiligten Staatsministerien für bestimmte Leh­

. rergruppen festsetzt. 2Die Schule darf das Recht 
nur im Einzelfall nach vorheriger Zustimmung des 
zuständigen Staatsministeriums oder der von die­
sem ' beauftragten Schulaufsichtsbehörde einräu­
men. 3Lehrer, die wegen Alters oder Dienstunfähig­
keit ausscheiden, sind berechtigt, ihre bisherige Be­

. rufsbezeichnung mit dem Zusatz "a. D." widerruf­
lich weiterzuführen. 

Art. 79 

Ersatzschulen mit dem Charakter 
öffentlicher Schulen 

(1) Einer staatlich anerkannten Ersatzschule 
wird vom zuständigen ßtaatsministerium auf An­
trag der Charakter einer öffentlichen Schule verlie­
hen. 

(2) Eine Schule mit dem Charakter einer öffentli­
chen Schule ist verpflichtet, die für entsprechende 
öffentliche Schulen erlassene Schulordnung anzu­
wenden. 

c) Ergänzungsschulen 

Art. 80 

Begriffsbestimmung, Anzeigepflicht 

(1) Ergänzungsschulen sind private Schulen, die 
nicht Ersatzschulen im Sinn des Art. 68 sind. 

(2) 1 Die Errichtung einer Ergänzungsschule ist 
der Schulaufsichtsbehörde drei Monate vor Auf­
nahme des Unterrichts anzuzeigen. 2Der Anzeige 
sind der Lehrplan sowie Nachweise über den Schul­
träger, die Schuleinrichtungen und die Vorbildung 
des Leiters und der Lehrer beizufügen. 

(3) Nachträgliche wesentliche Änderungen sind 
unter Beigabe der Nachweise alsbald anzuzeigen. 

Art. 81 

Untersagung 

Errichtung und Betrieb einer Ergänzungsschule 
können von der Schulaufsichtsbehörde untersagt 
werden, wenn Schulträger, Leiter, Lehrer oder Ein­
richtungen der Ergänzungsschule den Anforderun­
gen nicht entsprechen, die durch Gesetz oder auf 
Grund von Gesetzen vorgeschrieben oder die zum 
Schutz der Schüler an sie zu stellen sind, und wenn 
den Mängeln trotz Aufforderung der Schulauf­
sichtsbehörde innerhalb einer bestimmten Frist 
nicht abgeholfen worden ist. 

Art. 82 

Anerkannte Ergänzungsschulen 

(1) Das zuständige Staatsministerium kann für 
Ergänzungsschulen Mindestlehrpläne genehmigen, 
den Abschluß der Ausbildungen von Prüfungen ab­
hängig machen und Prüfungsordnungen genehmi­
gen. 

(2) Einer Ergänzungsschule kann unter dem Vor­
behalt des Widerrufs die Eigenschaft einer aner-
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kannten Privatschule verliehen werden, wenn sie 
der Ausbildung für einen bestimmten Beruf dient, 
der Unterricht nach einem vom zuständigen Staats­
ministerium gebilligten Lehrplan erteilt wird und 
die Abschlußprüfung nach einer von diesem Mini­
sterium erlassenen oder genehmigten Prüfungs­
ordnung unter dem Vorsitz eines staatlich bestell-
ten Kommissärs stattfindet. . 

Abschnitt 11 

Lehrgänge und Privatunterricht 

Art. 83 

I Private Lehrgänge und Privatunterricht dürfen 
keine Bezeichnungen führen oder Zeugnisse ertei­
len, die mit Bezeichnungen oder Zeugnissen öffent­
licher oder privater Schulen verwechselt werden 
können. 2Art. 81 gilt entsprechend. 

Vierter Teil 

Heime für Schüler 

Art. 84 

Heimschulen 

(1) IAn Schulen können Schülerheime eingerich­
tet werden, deren Aufgabe es ist, Schüler dieser 
Schulen erzieherisch zu betreuen sowie ihnen Un­
terkunft und Verpflegung zu gewähren. 2Schule und 
Heim bilden eine pädagogische Einheit (Heim­
sc;:h,ule). 

(2) I Für die Errichtung eines Schüler heims an 
einer Schule gelten die Vorschriften über die Er­
richtung der Schule entsprechend. 2Wesentliche 
Änderungen und die Auflösung sind anzuzeigen. 

(3) lAbsatz 2 findet auf Schülerheime keine An­
wendung, die mit Volksschulen verbunden sind. 
2Diese unterstehen der Aufsicht nach den §§ 78 und 
79 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt (JWG). 3Das 
gleiche gilt für Schülerheime an Sondervolksschu­
len, die nicht Landesschulen sind. 

Art. 85 

Schülerheime 

(1) IDie Errichtung eines nicht mit einer Schule 
verbundenen Schülerheims, das Schülern unter 18 
Jahren Unterkunft und Verpflegung bietet und 
auch der erzieherischen Betreuung der Schüler 
. dient, ist der Schulaufsichtsbehörde drei Monate 
vor Aufnahme des Betriebs anzuzeigen. 2Der Anzei­
ge sind Nachweise über den Träger des Heims, die 
Einrichtungen des Heims und ßie Person des Lei­
ters beizufügen. 3Wesentliche Anderungen und die 
Auflösung sind ebenfalls anzuzeigen. 

(2) I Absatz 1 gilt nicht für Schülerheime, die 
Grundschüler oder überwiegend Hauptschüler, 
Sondervolksschüler, Sonderberufsschüler und Be­
rufsschüler aufnehmen. 2Diese unterstehen der 
Aufsicht nach den §§ 78 und 79 JWG. 

Art. 86 

Untersagung 

Errichtung und Betrieb eines Heims für Schüler 
nach Art. 84 Abs. 1 und Art. 85 Abs. 1 können von der 
Schulaufsichtsbehörde untersagt werden, wenn 
Tatsachen festgestellt werden, die geeignet sind, 
das leibliche, geistige und seelische Wohl der in der 
Einrichtung betreuten Schüler zu gefährden und 
eine unverzügliche Beseitigung der Gefährdung 
nicht zu erwarten ist. 

Fünfter Teil 

Schulaufsicht 

Art. 87 

Allgemeines 

(1) Zur staatlichen Schulaufsicht gehören die 
Planung und Ordnung des Unterrichtswesens, die 
Förderung der nichtstaatlichen Schulen und . die 
Aufsicht über die inneren und äußeren Schulver­
hältnisse sowie über die Schulleitung und das päd­
agogische Personal. 

(2) Die Grenzen der staatlichen Schulaufsicht 
über die privaten Schulen bestimmen sich nach 
Art. 7 des Grundgesetzes und Art. 134 der Verfas­
sung. 

(3) Bei öffentlichen Schulen und bei Ersatzschu­
len entscheidet in inneren Schulangelegenheiten 
das zuständige Organ der Schule, soweit nicht die 
Schulaufsichtsbehörde zuständig ist. 

Art. 88 

Befugnisse der Schulaufsichtsbehörden 

(1) lDie Schulaufsichtsbehörden haben in Erfül­
lung ihrer Aufgabe insbesondere das Recht, die Un- ' 
terrichtseinrichtungen und Heime zu besichtigen, 
Einblick in deren Betrieb zu nehmen sowie Berich­
te, Nachweise und statistische Angaben zu fordern. 
2Für Abschlußprüfungen können sie Prüfungskom­
missäre bestellen. 

(2) Schulaufsichtliehe Anordnungen können so­
wohl an den Träger als auch an den Leiter einer Un­
terrichtseinrichtung oder eines Heims gerichtet 
werden. 

Art. 89 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Die unmittelbare staatliche Schulaufsicht 
obliegt 

1. dem Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus bei Gymnasien, Fachakademien, unbeschadet 
der Regelung in Nummer 2, Fachob~rschulen, Be­
rufsoberschulen und Realschulen sowie bei 
Schulen, die ganz oder teilweise die Lehrziele der 
vorgenannten Schulen verfolgen, 

2. dem Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten bei Fachakademien und 
Technikerschulen für Landwirtschaft und Wald­
wirtschaft sowie bei jenen Fachschulen der 
Landwirtschaft und Waldwirtschaft, die nicht 
Landwirtschaftsschulen sind, 
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3. dem Staatsministerium der Justiz im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus bei Unterrichtseinrichtungen in Ju­
stizvollzugsanstalten, 

4. den Regierungen 

a) bei Berufsschulen, SonderberufsschuJen, Be­
rufsaufbauschulen, Berufsfachschulen, Wirt­
schaftsschulen, Fachschulen sowie bei Son­
dervolksschulen, soweit nicht den Schuläm­
tern übertragen; 

b) bei den übrigen Schulen unbeschadet der Re­
gelung in Nummer 5, 

c) bei Singschulen und Musikschulen, 

d) bei Lehrgängen in Verbindung mit dem Baye­
rischen Rundfunk (Telekolleg), 

5. den Schulämtern bei Volksschulen, 

6. den Kreisverwaltungsbehörden 

a) bei Lehrgängen, soweit sie nicht in Nummer 4 
Buchst. c und d genannt sind, 

b) bei den nach Art. 85 anzeigepflichtigen Schü­
lerheimen, soweit sie nicht von staatlich ver­
walteten Stiftungen betrieben werden. 

(2) An Stelle der Kreisverwaltungsbehörden sind 
die Regierungen zuständig, wenn Einrichtungen 
nach Absatz 1 Nr. 6 von kommunalen Trägern er­
richtet oder betrieben werden. 

(3) Bei Heimschulen im Sinn des Art. 84 erstreckt 
sich die Zuständigkeit der nach Absatz 1 für die 
Schule zuständigen Schulaufsichtsbehörde auch 
auf das Heim. 

(4) 1 Im Zweifelsfall entscheidet die höhere der be­
teiligten Schulaufsichtsbehörden über die sachliche 
Zuständigkeit. 21st die Zuständigkeit be~ einer 
Schulart zweifelhaft, so können die beteiligten 
Staatsministerien die sachliche Zuständigkeit 
durch Rechtsverordnung feststellen. 

Art. 90 

Beteiligung an der Schulaufsicht 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann kommunale Schulträger, die einen ge­
eigneten hauptamtlich tätigen, fachlich vorgebilde­
ten Sachbearbeiter für eine Schulart haben, inso­
weit an der Schulaufsicht beteiligen. 

(2) IDie Vorschriften der Gemeindeordnung, der 
Landkreisordnung, der Bezirksordnung und des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
hinsichtlich der Rechtsaufsicht bleiben unberührt. 
2Die Rechtsaufsicht bezieht sich auch auf die räum­
lichen Schulverhältnisse sowie auf die wirtschaftli­
che und rechtliche Stellung der Lehrer. 

(3) Die Schulaufsichtsbehörden können zur Aus­
übung der Aufsicht die ihnen nachgeordneten Be­
hörden und besondere Beauftragte heranziehen .. 

Art. 91 

Übertragung der Zuständigkeit 

1 Die beteiligten Staatsministerien können durch 
Rechtsverordnung ihre Zuständigkeit auf die nach­
geordnete Behörde übertragen, 'wenri dies zur An­
passung an geänderte Verhältnisse oder 'zum 

Zweck der Verwaltungsvereinfachung.geboten ist. 
2Aus den gleichen Gründen kann die Ubertragung 
im Einzelfall erfolgen; dies gilt für die Regierungen 
entsprechend. 

Sechster Teil 

Ubergangs- und Schlußbestimm~ngen 

Art. 92 

Ausnahmen vom Geltungsbereich 
des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. öffentliche Schulen und Lehrgänge, die der Aus­
und Weiterbildung der Angehörigen des öffentli­
chen Dienstes und der im Vorbereitungsdienst 
befindlichen Personen dienen, 

2. Einrichtungen, die errichtet oder betrieben wer­
den 

a) auf Grund der Vorschriften des Gesetzes zur 
Ordnung des Handwerks (Handwerksord­
nung) von Handwerksinnungen, Innungsver­
bänden, Kreishandwerkerschaften und Hand­
werkskammern, 

b) auf Grund der Vorschriften des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung des Rechts der Indu­
strie- und Handelskammern, 

c) von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, politischen Parteien, Gewerkschaften, 
berufsständischen oder genossenschaftlichen 
Vereinigungen und Organisationen für ihre 
Bediensteten oder Mitglieder über 18 Jahre 
und ohne die Absicht, Gewinne zu erzielen, 

es sei denn, daß sie öffentliche Schulen ersetzen, 

3. berufsvorbereitende Maßnahmen im Sinn . des 
2. Abschnitts des Arbeitsförderungsgesetzes. .. 

(2) Für Veranstaltungen, die auf Grund des Ge­
setzes zur Förderung der Erwachsenenbildung för­
derungsfähig sind, gilt lediglich Art. 97 Abs. 3. 

Art. 93 

Besondere Bestimmungen 

(1) IFür Schulen des Gesundheitswesens kann 
die Schulordnung Abweichungen von Art. 4, 31 bis 
34, 40 und 63 bis 65 vorsehen, soweit dies im Hin­
blick auf Bundesrecht über die Zulassung zu nicht­
ärztlichen Heilberufen oder wegen der Verbindung 
der Schule mit einer Einrichtung, die anderen als 
Unterrichtszwecken dient, oder zur Wahrung des 
Wohls von Patienten und anderen Pflegeb~f~hlenen 
erforderlich ist. 2Satz 1 gilt entsprechend. bei Schu­
len für sozial pflegerische und sozialpädagogische 
Berufe und bei Schulen mit künstlerischer Ausbil­
dungsrichtung, soweit dies wegen der Verbindung 
der Schule mit einer Einrichtung, die anderen iils 
Unterrichtszwecken dient, oder zur Wahrung des 
Wohls der Pflegebefohlenen erforderlich ist. 
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(2) Für Schulen, die überwiegend von Erwachse­
nen besucht werden, kann die Schulordnung Ab­
weichungen von Art. 4, 27, 35, 40 bis 47 und 63 vorse­
hen, soweit dies wegen des erwachsenenspezifi­
schen Charakters der Ausbildung erforderlich ist. 

(3) Für Sonderschulen kann die Schulordnung 
Abweichungen von Art. 28 bis 34,40,41 und 47 vor­
sehen, soweit dies wegen der Art der Behinderung 
der Schüler erforderlich ist. 

Art. 94 

Ordnungswidrigkeiten 

Mit Geldbuße kann belegt werden, wer 

1. eine Schule oder ein Heim für Schüler 

a) ohne die erforderliche Genehmigung oder die 
vorgeschriebene Anzeige oder 

b) nach vollziehbarer Rücknahme oder vollzieh­
barem Widerruf der Genehmigung oder nach 
vollziehbarer Untersagung der Errichtung 
oder Fortführung 

errichtet oder leitet, 

2. eine mit der Genehmigung verbundene vollzieh­
bare Auflage nicht erfüllt, 

3. einer auf Grund Art. 3 Abs. 2 Satz 2, Art. 73 oder 78 
Abs. 2 Satz 1 erlassenen vollziehbaren Anord­
nung zuwiderhandelt, 

4. unbefugt eine nach Art. 78 Abs. 3 festgesetzte Be­
rufsbezeichnung führt, 

5. als Unternehmer, Leiter oder Lehrer den Vor­
schriften des Art. 83 Satz 1 zuwiderhandelt. 

Art. 95 

Aufrechterhaltung von Sondervorschriften 

Unberührt bleiben die Bestimmungen auf Grund 
von Staatsverträgen, insbesondere die Bestimmun­
gen des Bayerischen Konkordats mit dem Heiligen 
Stuhl vom 29. März 1924 und des Vertrags zwischen 
dem Bayerischen Staat und der Evangelisch-Lu­
therischen Kirche in Bayern rechts des Rheins vom 
15. November 1924 in der jeweils geltenden Fas­
sung. 

Art. 96 

Wahrung des Rechtsstands 

(1) Genehmigungen auf Grund der bisherigen 
Vorschriften bleiben aufrechterhalten, soweit es 
sich um Unterrichtseinrichtungen handelt, die nach 
diesem Gesetz genehmigungspflichtig sind; im üb­
rigen erlöschen sie. 

(2) 1 Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verliehenen Berechtigungen bleiben, unbeschadet 
der Vorschriften des Art. 78, in Kraft; sie sind zu 
entziehen, wenn die bei der Verleihung geforderten 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 2Bei einem 
Wechsel des Schulträgers können die diesem ver­
liehenen Berechtigungen dem neuen Schulträger 
ganz oder teilweise belassen werden. 

(3) ISofern dieses Gesetz an die Genehmigung 
oder Anerkennung einer Privatschule höhere An­
forderungen als das frühere Recht stellt, kann ihr 
die Schulaufsichtsbehörde aufgeben, die Anforde-

rungen innerhalb einer angemessenen Frist zu er­
füllen. 2Kommt die Schule dieser Auflage nicht 
nach, so kann die Genehmigung oder Anerkennung 
entzogen werden. 

(4) Ist eine Ergänzungsschule vor dem Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes von der Schulaufsichtsbehörde 
genehmigt worden, so gilt die Anzeigepflicht als 
erfüllt. 

Art. 97 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

(1) Rechtsverordnungen auf Grund dieses Geset­
zes erläßt das zuständige Staatsministerium, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) 1 Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann durch Rechtsverordnung aus Gründen 
der Sicherheit und Gesundheit für Sportlehrer den 
Nachweis einer staatlichen Fachprüfung verlangen. 
2Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
kann außerdem durch Rechtsverordnung regeln, 
unter welchen fachlichen, personellen und organi­
satorischen Voraussetzungen ein Lehrgang die Be­
zeichnung Singschule und Musikschule führen 
darf; damit soll der besondere Wert dieser Lehrgän­
ge für die musikalische Erziehung der Jugend gesi­
chert werden. 

(3) lDas zuständige Staatsministerium kann für 
Bildungseinrichtungen, die außerhalb der Ausbil­
dung an öffentlichen oder privaten Schulen beste­
hen oder vorgesehen sind, Prüfungen einführen 
und Prüfungsordnungen erlassen. 2Soweit die Bil­
dungseinrichtungen in ihren Bildungszielen mit de­
nEm bestehender öffentlicher oder privater Schulen 
übereinstimmen, müssen die Prüfungen inhaltlich 
den entsprechenden Abschlußprüfungen der schu­
lischen Bildungsgänge gleichwertig sein. 3Für die 
Studienkollegs bei den wissenschaftlichen Hoch­
schulen und Fachhochschulen kann das Staatsmi­
nisterium für Unterricht und Kultus außerdem in 
entsprechender Anwendung des Art. 66 Studienord­
nungen erlassen. 

(4) Lehrern, die aus dem öffentlichen Schuldienst 
in den Auslandsschuldienst beurlaubt sind, kann 
die Ernennungsbehörde für die Dauer ihrer Ver­
wendung als Schulleiter, stellvertretenden Schul­
leiter oder Fachberater das Führen einer Bezeich­
nung gestatten, die der Amtsbezeichnung ver­
gleichbarer Lehrer an öffentlichen Schulen ent­
spricht. 

Art. 98 

Staatsinstitute 
für die Ausbildung von Fachlehrern 

und Pädagogischen Assistenten 

(1) Das Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern und die ihm angegliederten Fachaus­
bildungsstätten haben die Aufgabe der fachlichen 
und pädagogischen Vorbildung für die Laufbahn 
des Fachlehrers. 

(2) Das Staatsinstitut für die Ausbildung Pädago­
gischer Assistenten hat die Aufgabe der fachlichen 
und pädagogischen Vorbildung für die Laufbahn 
des Pädagogischen Assistenten. 

(3) 1 Der Besuch der Staatsinstitute setzt einen 
mittleren Schulabschluß voraus. 2Weitere Zulas­
sungsvoraussetzungen hinsichtlich der fachlichen 
Vorbildung können in den Studienordnungen der 
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Staatsinstitute festgelegt werden. 3Zusammen mit 
der Abschlußprüfung kann unter besonderen, in 
den Studienordnungen näher zu bestimmenden, 
Voraussetzungen eine fachgebundene Hochschul­
reife verliehen werden. 

(4) IFür die Staatsinstitute oder, soweit diese in 
. Abteilungen unter eigener fachlicher Leitung ge­
gliedert sind, für diese Abteilungen und für die 
Fachausbildungsstätten gelten die Art. 4, 20 Abs. 1, 
Art. 23, 24 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, Art. 31, 34, 35, 36, 
37, 38, 40 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 8, Art. 61, 62, 63 Abs. 1, 
3, 6 bis 9, Art. 64 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 3 und 4, 
Art. 65 Abs. 1 Sätze 1 bis 3, Abs. 2 und 3 und Art. 66 
entsprechend. 2Die im Rahmen des Art. 63 Abs. 2 zu­
lässigen Ordnungsmaßnahmen werden in den Stu­
dien- und Schulordnungen festgesetzt. 3Die Auf­
sicht obliegt dem Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus; Art. 91 gilt entsprechend. 4Sätze 1 bis 3 
gelten nicht für die Ausbildung von fachlehrer­
anwärtern im Vorbereitungsdienst. 

Art. 99 

(Aufhebung und Änderung von Gesetzen) 

Art. 100 

Inkrafttre~en 

IDieses Gesetz tritt am 1. Januar 1983 in Kraft. 
2Abweichend hiervon treten Art. 99 Abs. 6 am 1. Au­
gust 1982 und Art. 99 Abs. 3 Nr. 15 am 1. Oktober 
1982 in Kraft. *) 

*) Diese Vorschrift betrifft das I nkrafttreten des Gesetzes in der ursprüng­
lichen Fassung vom 10. September 1982 (GVBI S . 743. be .... S. 1032; BayRS 
2230-1-I-K). De r Ze itpunkt des In kraftt retensder späteren Anderungen e r­
gibt s ich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 


